
   Zweites Mittelstandsentlastungsgesetz beschlossen
Der Bundesrat hat 6.7.2007 das zweite Mittelstandsentlastungsgesetz (MEG II) beschlossen. Über-
flüssige bürokratische Belastungen sollen nun konsequent zurückgeführt werden. Das Gesetz tritt mit 
Ausnahmen nach Verkündung in Kraft. Ein Teil zum 1.1.2008 und ein weiterer zum 1.1.2010. Die 
nachfolgenden Punkte geben Ihnen einen Überblick über die wichtigsten Beschlüsse:

• Anhebung der Gewinnschwelle für die Buchführungspflicht: Die Umsatzschwelle für die 
steuerliche Buchführungspflicht wurde durch das erste MEG von 350.000 auf 500.000 Euro 
erhöht. Mit dem MEG II erfolgt nun die Anhebung der Gewinnschwelle von 30.000 auf 50.000 
Euro.

• Einführung der Datenübertragung: Die Datenübertragung gilt für Arbeitgeberbescheinigun-
gen in Bezug auf Entgeltersatzleistungen sowie für die Mitteilung von Krankengelddaten an 
den Arbeitgeber durch die Krankenkassen.

• Ersatz der Vorausbescheinigung: Von den Arbeitgebern auszustellende Verdienstnach-
weise für die letzten drei Monate vor Rentenbeginn werden vereinfacht: Es wird nur noch 
eine Sondermeldung im Meldeverfahren der Sozialversicherung geben.

• Betriebsprüfung der Unfallversicherungsträger: Die Prüfung der Umlagen nach Unfallver-
sicherungsrecht wird mit der Betriebsprüfung der Arbeitgeber durch die Rentenversiche-
rungsträger zusammengefasst und auf Letztere übertragen.

• Meldepflichten für Gründer: Existenzgründer sind für die ersten drei Unternehmensjahre 
von der statistischen Meldepflicht befreit.

• Statistische Stichproben für Kleinunternehmer: Pro Jahr wird es bei Kleinunternehmen 
(weniger als 50 Beschäftigte) nur noch maximal drei statistische Stichprobenerhebungen ge-
ben.

• Wegfall von Genehmigungspflichten im Preisangaben- und Preisklauselgesetz: Das 
bisherige Gesetz wird inhaltlich verkürzt und durch neues Recht ersetzt. Zukünftig wird an-
stelle der behördlichen Genehmigung eine Legalausnahme im Gesetz verankert.

• Einschränkung der Reisegewerbekartenpflicht: Wenn für die gleiche Tätigkeit bereits 
eine Erlaubnis zum Betrieb im stehenden Gewerbe erteilt wurde, soll die Reisegewerbekarte 
entfallen. Zudem betrifft die Erlaubnispflicht nur noch den sogenannten "Prinzipal" (nicht 
mehr auch dessen Angestellte).

• Änderung des IHK-Gesetzes: Ab 1.1.2008 sollen die Industrie- und Handelskammern 
(IHKs) ihr Rechnungswesen und den Jahresabschluss nach den Grundsätzen kaufmänni-
scher Rechnungslegung und Buchführung (Doppik) durchführen. Die Grundbeiträge für 
GmbH & Co. KGs werden halbiert und die Datenübermittlung zwischen den IHKs erleichtert.

• Entfall von Fristen im Fahrerlaubnisrecht: Lkw-, Bus- und Taxifahrer, deren zeitlich befris-

SEB Bank Hamm                                                                Steuer-Nr. 304/5176/0965                   BÜROZEITEN: 9-13 und 15-17 Uhr
Konto-Nr. 1569995400                   außer Mittwoch- und Freitagnachmittag

            (BLZ 410 101 11)                                                                                                                                                           Sprechstunden nach Vereinbarung

Mandantenbrief Steuerrecht September
2007.doc

A n w a l t s k a n z l e i   D r . S c h m e l z e r
R e c h t s a n w a l t   u n d   F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t

Dr.  Stephan Schmelzer ,  LL .M.  ( U S A )
R ec h t s a nw a l t  u n d  Fa c h a n w a l t  A rb e i t s re c h t

z u g e l a s s en  a u c h  a m OL G
Gla tzer  S tr .  36

59227 Ahlen
Te lefon: 0  25  28  -  950700
Tele fax : 0  25  28  –  950702 

h t tp : / /www.dr -schmelzer .eu

Mandantenrundschreiben September 2007
- Steuerrecht -

 



tete Fahrerlaubnis länger als zwei Jahre nicht mehr erneuert wurde, brauchen sich künftig 
vor Neuerteilung nicht mehr einer erneuten Fahrerlaubnisprüfung zu unterziehen.

• Wegfall von Meldepflichten nach der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung: Die Pflicht 
des "Bundesinnungsverbandes des Kfz-Handwerks" zur jährlichen Meldung einer aktuellen 
Zusammenfassung aller Schulungsstätten entfällt. 

   Bürgerschaftliches Engagement wird besser gefördert; höhere Spenden steu-
erlich absetzbar

Der Bundestag hat am 6.7.2007 das Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments in geänderter Fassung verabschiedet. Mit der Zustimmung durch den Bundesrat, durch den 
keine Änderungen mehr zu erwarten sind, tritt das Gesetz rückwirkend zum 1.1.2007 in Kraft.

Dabei hat der Steuerpflichtige noch die Wahlmöglichkeit, für das Veranlagungsjahr 2007 das alte 
Recht in Anspruch nehmen zu können.

Im parlamentarischen Verfahren nahm der Gesetzgeber gegenüber dem Entwurf einige Korrekturen 
vor. So können künftig alle, die sich nebenberuflich im mildtätigen, im gemeinnützigen oder im kirchli-
chen Bereich engagieren, einen Steuerfreibetrag von 500 Euro im Jahr geltend machen, sofern sie 
nicht bereits von anderen Regelungen profitieren. Mit dieser Aufwandspauschale sollen die Kosten 
abgegolten werden, die den ehrenamtlich Tätigen durch ihre Beschäftigung entstehen. Sind die als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehbaren Aufwendungen höher als dieser Freibetrag, 
müssen sie nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden.

Wer die Aufwandspauschale in Anspruch nimmt, bekommt nicht zusätzlich noch die Aufwandsent-
schädigungen aus öffentlichen Kassen und auch nicht den sog. Übungsleiterfreibetrag gewährt.

Den Freibetrag für Übungsleiter erhöht der Gesetzgeber von 1.848 auf 2.100 Euro. Zudem sieht das 
Gesetz eine Anhebung der Höchstgrenzen für den Spendenabzug von bisher 5 % bzw. 10 % des 
Gesamtbetrags der Einkünfte auf einheitlich 20 % vor; alternativ 2 ‰ der Summe der gesamten Um-
sätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter.

Künftig reicht für Spenden bis zu 200 Euro (bisher bis 100 Euro) ein einfacher Bareinzahlungsbeleg 
oder eine Buchungsbestätigung als Nachweis aus.

Die bisherige Verteilung der Großspenden auf sieben Jahre wurde gestrichen. Zuwendungsbeträge, 
die die o. g. Höchstbeträge überschreiten oder im Veranlagungszeitraum der Zuwendung nicht be-
rücksichtigt werden können, dürfen nicht mehr in den vorangegangenen Veranlagungszeitraum zu-
rückgetragen, sondern nur noch in künftige Jahre - zeitlich unbegrenzt - vorgetragen werden.

Der Höchstbetrag für die Ausstattung von Stiftungen mit Kapital ist von derzeit 307.000 Euro auf eine 
Million Euro angehoben worden. Der Regierungsentwurf sah lediglich 750.000 Euro vor.

Die gemeinnützigen Körperschaften und die ehrenamtlichen Mitarbeiter werden ab 1.1.2008 durch 
die Anhebung der Besteuerungsgrenze für wirtschaftliche Betätigungen finanziell bzw. im Hinblick auf 
den Arbeitsaufwand weiter entlastet. Dafür wird die Zweckbetriebsgrenze für sportliche Veranstaltun-
gen und die Grenze für die Pauschalierung der Vorsteuer von 30.878 Euro auf 35.000 angehoben.

Die Finanzbehörden der Länder haben die Möglichkeit erhalten, Zwecke auch dann als gemeinnützig 
anzuerkennen, wenn diese nicht im Katalog der Abgabenordnung aufgeführt sind.

   Der neue Investitionsabzugsbetrag gilt bereits für das Wirtschaftsjahr 2007
Mit der Unternehmensteuerreform 2008 wurde die Ansparabschreibung in den neuen "Investitionsab-
zugsbetrag" umbenannt. Dabei erfuhr die neue Regelung einige Veränderungen gegenüber der al-
ten, die bereits in der August-Ausgabe 2007 behandelt wurden.

An dieser Stelle sei noch einmal ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Neuregelung bereits für 
Wirtschaftsjahre gilt, die nach Verkündung des Änderungsgesetzes enden. Wenn also Wirtschafts-
jahr gleich Kalenderjahr ist, sind die neuen Vorschriften bereits für 2007 anzuwenden. Es sollte da-
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her ernsthaft geprüft werden, ob noch die Bildung von Ansparrücklagen nach altem Recht bei 
den Jahresabschlüssen 2006 sinnvoll sind.

Bei Existenzgründern und Freiberuflern besteht hier verstärkt Handlungsbedarf. Denn Selbstständi-
ge, die ihren Gewinn durch Einnahme-Überschuss-Rechnung ermitteln, können nach neuem Recht 
nur noch bei einem Gewinn von bis zu 100.000 Euro einen Investitionsabzugsbetrag beanspruchen.

Auch die Inanspruchnahme einer Ansparrücklage für Pkw - die auch privat genutzt werden -, wird u. 
U. für Unternehmer nur noch nach altem Recht möglich sein. Denn nach neuem Recht muss das 
Wirtschaftsgut fast ausschließlich, d. h. zu mindestens 90 %, betrieblich genutzt werden. Diese Vor-
aussetzung war bei der Ansparabschreibung nicht erforderlich.

   Die Einführung der Abgeltungssteuer ab dem Jahr 2009
Bis 31.12.2008 werden Zinsen, Dividenden und private Veräußerungsgewinne unterschiedlich be-
steuert. So bleiben z. B. private Veräußerungsgewinne aus Aktien und Investmentfonds - außerhalb 
der einjährigen Haltefrist - steuerfrei. Zinsen unterliegen der normalen Einkommensteuerbelastung. 
Bei Dividenden liegt die Belastung durch die Einkommensteuer aufgrund des Halbeinkünfteverfah-
rens bei 50 % des individuellen Grenzsteuersatzes, maximal somit bei 22,5 % (50 % vom maximalen 
Grenzsteuersatz in Höhe von 45 %) zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer.

Mit der Unternehmensteuerreform 2008 wurde die Einführung einer Abgeltungssteuer für Einkünfte 
aus Kapitalvermögen sowie Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften beschlossen. Das Halb-
einkünfteverfahren wird für Einkünfte des Privatvermögens abgeschafft.

Der Steuersatz beträgt 25 % zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer - insgesamt somit ca. 28 % und 
wird angewendet auf: 

• inkünfte aus Kapitalvermögen, insbesondere Zinserträge aus Geldeinlagen bei Banken und 
Kreditinstituten, Kapitalerträge aus Forderungswertpapieren, Dividenden, Erträge aus Invest-
mentfonds, Zertifikatserträge

• Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften, insbesondere bei Wertpapieren, Investmen-
tanteilen und Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, nicht jedoch Immobilien

Die Regelung zur Abgeltungssteuer gilt nicht für Kapitalerträge bzw. Gewinne aus der Veräußerung 
von Beteiligungen als stiller Gesellschafter und aus partiarischen Darlehen, wenn Gläubiger und 
Schuldner einander nahestehende Personen sind, wenn sie von einer Kapitalgesellschaft oder Ge-
nossenschaft an einen Anteilseigner gezahlt werden, der zu mindestens 10 % an der Gesellschaft 
beteiligt ist - auch wenn der Gläubiger der Kapitalerträge eine dem Anteilseigner nahestehende Per-
son ist und bei sog. Back-to-back-Finanzierungen. Diese Ausnahme sollen Gestaltungen verhindern, 
bei denen aufgrund der Steuersatzspreizung betriebliche Gewinne z. B. in Form von Darlehenszin-
sen abgesaugt werden und so die Steuerbelastung auf den Abgeltungssteuersatz reduziert wird.

Ausgenommen sind auch Kapitaleinkünfte, die zu den Gewinneinkünften oder zu den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung gehören. Diese Erträge werden regulär besteuert.

Leistungen aus Lebensversicherungen, bei denen nur die Hälfte des Unterschiedsbetrags zwischen 
der Versicherungsleistung und den geleisteten Beiträgen als Ertrag anzusetzen ist, fallen ebenfalls 
nicht unter die Regelung zur Abgeltungssteuer. Sie unterliegen dem progressiven Einkommensteuer-
tarif. Dies gilt in den Fällen, in denen die Versicherungsleistung nach Vollendung des 60. Lebensjah-
res und nach Ablauf von zwölf Jahren nach Vertragsabschluss ausgezahlt wird.

Der Steuerabzug erfolgt an der Quelle. Dafür werden inländische Schuldner/Zahlstellen (z. B. Ban-
ken) verpflichtet, von bestimmten im Inland dem Gläubiger zufließenden Erträgen aus Kapitalanlagen 
den Steuerabzug vorzunehmen und an die Finanzverwaltung abzuführen. Mit dem Steuerabzug ist 
die Einkommensteuer des Gläubigers grundsätzlich abgegolten.

Die sog. "Spekulationsfrist" von einem Jahr bei Wertpapieren entfällt für Papiere, die ab 1.1.2009 ge-
kauft werden, komplett. Die Besteuerung von Gewinnen aus privaten Veräußerungsgeschäften er-
folgt demnach grundsätzlich und unabhängig von der Haltedauer beim Anleger. Für Kapitalanlagen, 
die bis 31.12.2008 erworben werden, gilt jedoch die alte Regelung weiter, bei der Gewinne aus der 
Veräußerung von solchen Papieren nach einer Haltefrist von einem Jahr steuerfrei bleiben.
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Für die Besteuerung von Kapitalforderungen sieht der Gesetzgeber eine Sonderregelung vor, die ins-
besondere Gewinne aus lang laufenden Zertifikaten betrifft. Die Steuerfreiheit nach einjähriger "Spe-
kulationsfrist" gilt nach neuem Recht nur dann uneingeschränkt fort, wenn die Forderung vor dem 
15.3.2007 erworben wurde. Für spätere Erwerbe (bis zum 31. 12. 2008) gilt die bisherige Regelung 
nur noch, wenn die Kapitalforderung vor dem 1.7. 2009 veräußert wird.

Bemessungsgrundlage für den Steuerabzug ist der Bruttoertrag, der nur durch den neuen Sparer-
Pauschbetrag (= zusammengefasster Sparer-Freibetrag 750 Euro und Werbungskosten-Pauschbe-
trag 51 Euro) in Höhe von 801 Euro für Ledige bzw. 1.602 Euro für Verheiratete reduziert wird. Ein 
darüber hinausgehender Werbungskostenabzug ist nicht möglich. Die tatsächlichen Werbungskosten 
wie z. B. Depotgebühren und/oder Finanzierungszinsen für die Anschaffung von Wertpapieren gehen 
steuerlich verloren. Diese Regelung zum nicht zugelassenen Werbungskostenabzug wird von führen-
den Steuerexperten als verfassungsrechtlich bedenklich eingestuft.

Der Abzug von Verlusten aus Aktienverkäufen kann nur mit Gewinnen aus solchen Geschäften ver-
rechnet bzw. in künftige Jahre vorgetragen werden. Die Verlustverrechnungsmöglichkeit mit anderen 
Einkunftsarten entfällt; ein Verlustrücktrag in das Vorjahr ist nicht möglich.

Günstigerprüfung: Steuerzahler, die sich durch den abgeltenden Steuersatz von 25 % schlechter 
stellen, haben jedoch die Möglichkeit, die Kapitaleinkünfte in der Steuererklärung anzugeben und so 
den Unterschiedsbetrag zwischen der einbehaltenen Abgeltungssteuer und der tatsächlich zu zah-
lenden Steuer wieder zu erhalten. Steuerpflichtige mit hohen Zinseinnahmen und einem höheren Ein-
kommensteuersatz als 25 % profitieren i. d. R. bei der Anwendung der Abgeltungssteuer, liegt der 
Spitzensteuersatz doch zzt. bei 42 % (bzw. 45 % für "Reiche").

Das automatisierte Kontenabrufverfahren soll nur in äußerst seltenen Fällen noch anwendbar sein.

   Gewinnschwelle für Bilanzierung durch das Zweite Mittelstandsentlastungsge-
setz angehoben

Das Erste Mittelstandsentlastungsgesetz lockerte bereits die steuerliche Bilanzierungspflicht für klei-
nere Unternehmen. Durch die Anhebung der Buchführungspflichtgrenze von einem Umsatz von 
350.000 Euro auf 500.000 Euro fallen seit dem 1.1.2007 gewerbliche Betriebe mit einem Gewinn bis 
zu 30.000 Euro aus der Buchführungspflicht.

Durch die Neuregelungen des Zweiten Mittelstandsentlastungsgesetzes werden noch mehr Unter-
nehmen als bisher von der Bilanzierungspflicht befreit. Dafür wurde die Gewinnschwelle auf 50.000 
Euro angehoben. Unternehmen mit einem Jahresgewinn bis 50.000 Euro und einen Umsatz bis 
500.000 Euro können für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2007 beginnen, zur Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung übergehen. Freiberufler sind generell nicht buchführungspflichtig.

   Künstlersozialabgabe kann jedes Unternehmen treffen
Seit Juni 2007 prüft die Deutsche Rentenversicherung auch die Abgaben zur Künstlersozialversiche-
rung. Viele Betriebe bezahlten in der Vergangenheit die Künstlersozialabgaben aus Unwissenheit 
und/oder weil sie sich von dem Begriff haben täuschen lassen, nicht, obwohl sie dazu verpflichtet wä-
ren. Denn die Künstlersozialabgabe wird auch bei Unternehmen erhoben, die Werke und Leistungen 
selbstständiger Künstler und Publizisten gegen Entgelt in Anspruch nehmen. Der Künstler/Publizist 
und der Auftraggeber stehen in einem ähnlichen Verhältnis wie der Arbeitnehmer zum Arbeitgeber. 
Daher werden diese Unternehmen an der Finanzierung beteiligt.

Abgabepflichtig sind vor allem diejenigen Unternehmen, die typischerweise als Verwerter künstleri-
scher oder publizistischer Werke oder Leistungen tätig werden, wie z. B. Verlage, Presseagenturen 
usw. Aber auch Werbung treibende Unternehmen - und das sind so ziemlich alle Unternehmen - sind 
davon betroffen. Die Entgelte müssen für unternehmerische Zwecke gezahlt worden sein. Somit ist 
eine Künstlersozialabgabe für private Aufwendungen des Abgabepflichtigen (z. B. die Musikband auf 
einer privaten Hochzeitsfeier) nicht zu entrichten.

Aufgrund einer sog. "Generalklausel" kann jedes Unternehmen abgabepflichtig werden, wenn es 
nicht nur gelegentlich (mehr als drei Veranstaltungen im Jahr) selbstständige künstlerische oder pu-
blizistische Leistungen für sich in Anspruch nimmt und damit Einnahmen erzielen will.
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Künstlersozialabgaben sind auf solche Zahlungen zu entrichten, die für künstlerische oder publizisti-
sche Leistungen gegenüber selbstständigen Künstlern oder Publizisten erbracht werden. Dazu gehö-
ren z. B. Musiker, Schauspieler, Maler oder Bildhauer, aber auch selbstständig kreativ Tätige im Be-
reich der Werbung und des Designs, wie z. B. Webdesigner, Layouter, Texter, Fotografen, Stylisten 
oder Visagisten.

Die Abgabensätze betragen 2007 = 5,1 % (2002 = 3,8 %, 2003 = 3,8 %, 2004 = 4,3 %, 2005 = 5,8 %, 
2006 = 5,5 %)

Wer seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, dem drohen hohe Nachzahlungen und Bußgelder. 
Weitere Informationen erhalten Sie auch im Internet unter http://www.kuenstlersozialkasse.de 

   Basiszins / Verzugszins

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5-%-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB 
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen

01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 %
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 % 
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 % 
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 % 
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 % 
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 % 
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 % 
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 % 
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 %
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 %
01.01.2007 - 30.06.2007 = 2,70 %
seit 01.07.2007 = 3,19 % 

Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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